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See the notice on TED website

430712-2026 - Hange
Saksamaa – Ehitustööd – Totalunternehmerleistungen mit sämtlichen erforderlichen 
Planungsleistungen für alle erforderlichen Leistungsbilder der HOAI für den Neubau eines 
Feuerwehrhauses in Achberg
OJ S 119/2026 24/06/2026
Hanketeade või kontsessiooniteade – üldkord
Ehitustööd

1. Hankija

1.1.  Hankija
Ametlik nimi: Gemeinde Achberg
E-posti aadress: info@achberg.de
Hankija õiguslik vorm: Kohaliku omavalitsuse kontrollitav avalik-õiguslik isik
Hankija tegevus: Üldised avalikud teenused

2. Menetlus

2.1.  Menetlus
Pealkiri: Totalunternehmerleistungen mit sämtlichen erforderlichen Planungsleistungen für alle 
erforderlichen Leistungsbilder der HOAI für den Neubau eines Feuerwehrhauses in Achberg
Kirjeldus: Totalunternehmerleistungen mit sämtlichen erforderlichen Planungsleistungen für 
alle erforderlichen Leistungsbilder der HOAI für den Neubau des Feuerwehrhauses in Achberg.
Menetluse tunnus: a39a48e2-fa4d-485e-8ed9-c296f3480196
Sisemine tunnus: Gemeinde Achberg_GMA777.0001
Menetluse liik: Väljakuulutamisega läbirääkimistega hankemenetlus / konkurentsipõhine 
läbirääkimistega hankemenetlus
Kiirendatud menetlus: ei

2.1.1.  Eesmärk
Lepingu olemus: Ehitustööd
Peamine liigitus (cpv): 45000000 Ehitustööd
Täiendav liigitus (cpv): 71320000 Tehnilise projekteerimise teenused

2.1.2.  Lepingu täitmise koht
Postiaadress: Liebenweiler Straße  
Linn: Achberg
Sihtnumber: 88147
Riik – jaotus (NUTS): Ravensburg (DE148)
Riik: Saksamaa

2.1.4.  Üldine teave
Lisateave: #Bekanntmachungs-ID: CXP4Y1AM9UR# 1. Bewerber - / Bietergemeinschaft: Im 
Falle der Bildung einer Bewerber- / Bietergemeinschaft, hat diese mit dem Teilnahmeantrag 
eine von dem vertretungsberechtigten Mitglied der Bewerber - / Bietergemeinschaft (1. 
Mitglied der Bewerber- / Bietergemeinschaft) unterzeichnete Erklärung abzugeben, - in der 
alle Mitglieder aufgeführt sind und das für das Vergabeverfahren und die Durchführung des 
Vertrages vertretungsberechtigte Mitglied bezeichnet ist, - dass das vertretungsberechtigte 
Mitglied der Bewerber- / Bietergemeinschaft die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber 
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rechtsverbindlich vertritt, - in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft aus allen Mitgliedern 
im Auftragsfall erklärt ist, und - dass alle Mitglieder der Bewerber- / Bietergemeinschaft und 
(im Auftragsfall) der Arbeitsgemeinschaft als Gesamtschuldner haften. Die rechtlichen 
Anforderungen an die Bildung von Bewerber- / Bietergemeinschaften sind einzuhalten. 
Außerdem hat die Bewerber- / Bietergemeinschaft die Rechtsform anzugeben, die sie für die 
Erfüllung des Auftrages annehmen wird. Die Bewerber- / Bietergemeinschaft hat für diese 
Erklärung die Anlage 202 "Bewerber-_Bietergemeinschaft" zu verwenden. Die Anlage ist von 
dem vertretungsberechtigten Mitglied der Bewerber- / Bietergemeinschaft als Bestandteil des 
Teilnahmeantrags ausgefüllt einzureichen. 2. Eignungsleihe: Beabsichtigt der Bewerber / die 
Bewerbergemeinschaft im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche, finanzielle, technische 
oder berufliche Leistungsfähigkeit oder Fachkunde die Kapazitäten anderer Unternehmen 
(eignungsverleihender Unterauftragnehmer) in Anspruch zu nehmen, muss der Bewerber / die 
Bewerbergemeinschaft in dem Teilnahmeantrag Art und Umfang der Inanspruchnahme 
angeben, diese anderen Unternehmen (eignungsverleihender Unterauftragnehmer) benennen 
und nachweisen, dass ihm / ihr die für den Auftrag erforderlichen Mittel dieser Unternehmen 
tatsächlich zur Verfügung stehen werden, indem der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft 
beispielsweise eine entsprechende vergaberechtliche Verpflichtungserklärung [Anlage 214] 
dieser anderen Unternehmen (eignungsverleihender Unterauftragnehmer) im Sinne des § 6d 
EU Abs. 1 Satz 2 VOB/A vorlegt. Unter "andere Unternehmen" sind alle Unternehmen zu 
verstehen, die mit dem Bewerber / der Bewerbergemeinschaft rechtlich nicht identisch sind. 
Das betrifft auch konzernverbundene Unternehmen. Zum gleichen Zeitpunkt hat der Bewerber 
/ die Bewerbergemeinschaft die in diesen Vergabeunterlagen geforderten Unterlagen 
(Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen und sonstige Nachweise) zum Beleg der 
Erfüllung der entsprechenden Eignungskriterien, hinsichtlich derer die Inanspruchnahme der 
Kapazitäten der anderen Unternehmen (eignungsverleihender Unterauftragnehmer) erfolgt, für 
diese anderen Unternehmen, sowie für das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen bezogen 
auf diese anderen Unternehmen vorzulegen. Ein Bewerber / eine Bewerbergemeinschaft kann 
im Hinblick auf Nachweise für die erforderliche berufliche Leistungsfähigkeit wie Ausbildungs- 
und Befähigungsnachweise nach § 6d EU Abs. 1 Satz 3 VOB/A oder die einschlägige 
berufliche Erfahrung die Kapazitäten anderer Unternehmen (eignungsverleihender 
Unterauftragnehmer) nur dann in Anspruch nehmen, wenn diese die Leistung erbringen, für 
die diese Kapazitäten benötigt werden. Nimmt ein Bewerber / eine Bewerbergemeinschaft die 
Kapazitäten eines anderen Unternehmens (eignungsverleihender Unterauftragnehmer) im 
Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit in Anspruch, so 
ist dies nur zulässig, soweit mit dem Teilnahmeantrag eine gemeinsame Haftung des 
Bewerbers / der Bewerbergemeinschaft und des anderen Unternehmens für die 
Auftragsausführung entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe erklärt wird. Der Bewerber / 
das vertretungsberechtigte Mitglied der Bewerbergemeinschaft hat die Anlage 204 
"Eignungsleihe" auszufüllen und als Bestandteil des Teilnahmeantrags einzureichen. 3. 
Unterauftragnehmer / Nachunternehmer: Der Bieter / die Bietergemeinschaft hat bei 
Angebotsabgabe die Teile des Auftrags, die er / sie im Wege der Unterauftragsvergabe an 
Dritte zu vergeben beabsichtigt, zu benennen. Der Bieter / das vertretungsberechtigte Mitglied 
der Bietergemeinschaft hat in diesem Fall die Anlage 303 "Unterauftragsvergabe" vollständig 
auszufüllen und als Bestandteil des Angebots einzureichen. Vor Zuschlagserteilung kann der 
öffentliche Auftraggeber von den Bietern / den Bietergemeinschaften, deren Angebote in die 
engere Wahl kommen, verlangen, die Unterauftragnehmer zu benennen und nachzuweisen, 
dass ihnen die erforderlichen Mittel dieser Unterauftragnehmer zur Verfügung stehen (vgl. § 
36 Abs. 1 Satz 2 VgV analog).
Õiguslik alus: 
Direktiiv 2014/24/EL
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vob-a-eu -

2.1.6.  Kõrvaldamise alused
Väljajätmise aluste allikad: Teade
Ainult siseriiklikest kõrvalejätmise alustest tulenevate kohustuste rikkumine: Zwingende 
Ausschlussgründe des § 123 Abs. 1 bis 3 GWB: Eigenerklärung (gemäß § 123 Abs. 1 bis 3 
GWB), dass keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt, oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist, jeweils wegen einer Straftat nach: - 
§ 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und 
terroristische Vereinigungen im Ausland), - § 89c des Strafgesetzbuchs 
(Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der 
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen 
Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat 
nach § 89a Absatz 2 Nr. 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, - § 261 des Strafgesetzbuchs 
(Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte), - § 263 des 
Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen 
Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag 
verwaltet werden, - § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat 
gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der 
Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, - § 299 des Strafgesetzbuchs 
(Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), - § 108e des Strafgesetzbuchs 
(Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern), - den §§ 333 und 334 des 
Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a 
des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete), - Artikel 2 § 2 des 
Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer 
Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder - den §§ 232 
und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetzbuchs 
(Förderung des Menschenhandels). Zahlung von Steuern, Abgaben sowie der Beiträge zur 
Sozialversicherung: Eigenerklärung, dass das Unternehmen seiner Verpflichtung zur Zahlung 
von Steuern, Abgaben sowie der Beiträge zur Sozialversicherung nachgekommen ist (§ 123 
Abs. 4 GWB). Fakultative Ausschlussgründe des § 124 GWB: Eigenerklärung (gemäß § 124 
GWB), dass - das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen 
geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, - das 
Unternehmen nicht zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens kein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die 
Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse nicht abgelehnt worden ist, und sich das 
Unternehmen nicht im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat, - 
das Unternehmen nicht im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere 
Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; dies 
gilt auch für Personen, die als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt 
haben, - das Unternehmen nicht mit anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder 
Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder 
Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, - kein Interessenskonflikt bei der 
Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit 
einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte, - keine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, 
dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, - 
das Unternehmen nicht eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren 
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öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt 
hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer 
vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, - das Unternehmen nicht o versucht hat, die 
Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, 
o versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim 
Vergabeverfahren erlangen könnte, oder o fahrlässig oder vorsätzlich irreführende 
Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers 
erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln. Falls 
eine oder mehrere der oben aufgeführten Ausschlussgründe grundsätzlich erfüllt sind, hat das 
Unternehmen diejenigen Ausschlussgründe konkret zu benennen und außerdem Gründe 
darzulegen (wie beispielsweise Darlegung einer abgegebenen Verpflichtung zur Nachzahlung 
der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- 
und Strafzuschlägen oder Darlegung von Selbstreinigungsmaßnahmen gemäß § 125 GWB), 
warum er dennoch als geeignet anzusehen ist. Der Bewerber, jedes Mitglied der Bewerber- / 
Bietergemeinschaft und jeder eignungsverleihende Unterauftragnehmer hat für diese 
Erklärung die Anlage 201 "Ausschlussgründe" zu verwenden. Der Bewerber / das 
vertretungsberechtigte Mitglied der Bewerbergemeinschaft hat diese Anlage ausgefüllt als 
Bestandteil des Teilnahmeantrags einzureichen. Vor der Zuschlagserteilung überprüft der 
Auftraggeber, ob Gründe für den Ausschluss des Unterauftragnehmers vorliegen (§ 6e Abs. 1 
VOB/A-EU). Dem Bieter / der Bietergemeinschaft wird es freigestellt, bereits bei Abgabe des 
Angebots die Erklärung der Anlage 201 "Ausschlussgründe" für den Unterauftragnehmer 
einzureichen. Die Einreichung der Anlage 201 "Ausschlussgründe" für den 
Unterauftragnehmer bei Abgabe des Angebots ist keine verbindliche Vorgabe.

5. Osa

5.1.  Osa: LOT-0001
Pealkiri: Totalunternehmerleistungen mit sämtlichen erforderlichen Planungsleistungen für alle 
erforderlichen Leistungsbilder der HOAI für den Neubau eines Feuerwehrhauses in Achberg
Kirjeldus: Die Gemeinde Achberg plant den Neubau eines Feuerwehrhauses mit 4 Stellplätzen 
auf dem Flurstück 185/54 an der Liebenweiler Straße in Achberg-Esseratsweiler im Landkreis 
Ravensburg. Das Feuerwehrhaus soll eine Fahrzeughalle, Räume für die Einsatz- und 
Übungsabwicklung sowie Räume für Ausbildung, Aufenthalt und Verwaltung und eine 
Werkstatt sowie einen Lagerraum enthalten. Gegenstand des vorliegenden 
Vergabeverfahrens ist die Beschaffung von Totalunternehmerleistungen mit sämtlichen 
erforderlichen Planungsleistungen der HOAI 2021 für alle erforderlichen Leistungsbilder der 
HOAI 2021 für die schlüsselfertige Errichtung (Planung und Bau) eines Feuerwehrhauses in 
Achberg. Hierfür sind alle weiteren für das Projekt notwendigen Planungsleistungen von dem 
Auftragnehmer oder von ihm zu beauftragender Nachunternehmer zu erbringen. Dies umfasst 
insbesondere alle jeweils erforderlichen Leistungsbereiche analog HOAI 2021 
(Grundleistungen und Besondere Leistungen), wie beispielsweise die Objektplanung Gebäude 
und Innenräume, die Freiflächen- und Infrastrukturplanung, die Fachplanung Technische 
Ausrüstung, die Fachplanung Tragwerksplanung sowie sonstige erforderliche Planungs- und 
Gutachterleistungen. Auch alle Bauleistungen sind vollumfänglich durch den Auftragnehmer 
und dessen Nachunternehmer zu erbringen und die Räumlichkeiten funktionsfähig, 
betriebsbereit und schlüsselfertig herzustellen. Ferner hat der Auftragnehmer die Leistungen 
der Objektbetreuung im Sinne der Leistungsphase 9 analog HOAI 2021 (Grundleistungen 
einschließlich Überwachung der Mängelbeseitigung innerhalb der Verjährungsfrist) zu 
erbringen. Der Umfang der jeweils erforderlichen Planungsleistungen bzw. die zu 
erbringenden Leistungsphasen und die speziellen Anforderungen an die Planung richten sich 
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nach den objektspezifischen Gegebenheiten und variantenabhängigen Anforderungen. Die 
Übergabe des bezugsfertigen Gebäudes sowie die Abnahme sollen bis Ende September des 
Jahres 2029 erfolgen. Das Bauvorhaben hat den Fördermittelbestimmungen der 
Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über Zuwendungen für das Feuerwehrwesen 
(ZFeuVwV) in der zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Fördermittelbescheids gültigen 
Fassung zu entsprechen, um eine maximale Förderung zu erzielen (Anlage 807). Für die 
Beantragung und den Abruf der Fördermittel ist der Auftragnehmer nicht verantwortlich. Der 
Planung und Ausführung sind die (gesetzlich) öffentlich-rechtlichen Vorschriften und 
Genehmigungsverfahren zugrunde zu legen. Für weitergehende Ausführungen wird auf die 
nachfolgenden Unterlagen verwiesen: - Funktionale Leistungsbeschreibung bestehend aus: 
Raumprogramm (Anlage 802a) und Organigramm (Anlage 802b); sowie den weiteren 
Unterlagen: - Fördermittelbestimmungen Feuerwehrwesen (Anlage 807); - Handreichung zu 
den Fördermittelbestimmungen Feuerwehrwesen (Anlage 807a); - Lageplan (Anlage 811); - 
Geotechnischer Bericht (Anlage 814); - orientierende abfallrechtliche Bodenuntersuchungen 
mit Verwertungs-/ Entsorgungskonzeption (Anlage 815); - Totalunternehmervertrag (Anlage 
907).
Sisemine tunnus: Gemeinde Achberg_GMA777.0001

5.1.1.  Eesmärk
Lepingu olemus: Ehitustööd
Peamine liigitus (cpv): 45000000 Ehitustööd
Täiendav liigitus (cpv): 71320000 Tehnilise projekteerimise teenused
Täiendavad hankevõimalused: 
Täiendavate hankevõimaluste kirjeldus: 1. Ja, unter Beachtung von § 132 GWB. 2. Optionen 
bei Bauleistungen: - Änderungen des Bauentwurfs anzuordnen, bleibt dem Auftraggeber vor-
behalten (§ 1 Abs. 3 VOB/B). - Nicht vereinbarte Leistungen, die zur Ausführung der 
vertraglichen Leistung erforderlich werden, hat der Auftragnehmer auf Verlangen des 
Auftraggebers mit auszuführen, außer wenn sein Betrieb auf derartige Leistungen nicht 
eingerichtet ist. Andere Leistungen können dem Auftrag-nehmer nur mit seiner Zustimmung 
übertragen werden (§ 1 Abs. 4 VOB/B). - Weicht die ausgeführte Menge der unter einem 
Einheitspreis erfassten Leistung oder Teilleistung um nicht mehr als 10 v. H. von dem im 
Vertrag vorgesehenen Umfang ab, so gilt der vertragliche Einheitspreis (§ 2 Abs. 3 Nr. 1 VOB
/B). - Für die über 10 v. H. hinausgehende Überschreitung des Mengenansatzes ist auf 
Verlangen ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten zu 
vereinbaren (§ 2 Abs. 3 Nr. 2 VOB/B). - Bei einer über 10 v. H. hinausgehenden 
Unterschreitung des Mengenansatzes ist auf Verlangen der Einheitspreis für die tatsächlich 
ausgeführte Menge der Leistung oder Teilleistung zu erhöhen, soweit der Auftragnehmer nicht 
durch Erhöhung der Mengen bei anderen Ordnungszahlen (Positionen) oder in anderer Weise 
einen Ausgleich erhält. Die Erhöhung des Einheitspreises soll im Wesentlichen dem 
Mehrbetrag entsprechen, der sich durch Verteilung der Baustelleneinrichtungs- und 
Baustellengemeinkosten und der Allgemeinen Geschäftskosten auf die verringerte Menge 
ergibt. Die Umsatzsteuer wird entsprechend dem neuen Preis vergütet (§ 2 Abs. 3 Nr. 3 VOB
/B). - Sind von der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder Teilleistung andere 
Leistungen abhängig, für die eine Pauschalsumme vereinbart ist, so kann mit der Änderung 
des Einheitspreises auch eine angemessene Änderung der Pauschalsumme gefordert werden 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 4 VOB/B). - Verlangt der Auftraggeber Zeichnungen, Berechnungen oder 
andere Unterlagen, die der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen 
Vertragsbedingungen oder der gewerblichen Verkehrssitte, nicht zu beschaffen hat, so hat er 
sie zu vergüten (§ 2 Abs. 9 Nr. 1 VOB/B). - Lässt er vom Auftragnehmer nicht aufgestellte 
technische Berechnungen durch den Auftragnehmer nachprüfen, so hat er die Kosten zu 
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tragen (§ 2 Abs. 9 Nr. 2 VOB/B). - Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, wenn sie als 
solche vor ihrem Beginn ausdrücklich vereinbart worden sind (§ 15) (§ 2 Abs. 10 VOB/B). - 
Der Auftraggeber ist befugt, unter Wahrung der dem Auftragnehmer zustehenden Leitung 
(Absatz 2) Anordnungen zu treffen, die zur vertragsgemäßen Ausführung der Leistung 
notwendig sind. Die Anordnungen sind grundsätzlich nur dem Auftragnehmer oder seinem für 
die Leitung der Ausführung bestellten Vertreter zu erteilen, außer wenn Gefahr im Verzug ist. 
Dem Auftraggeber ist mitzuteilen, wer jeweils als Vertreter des Auftragnehmers für die Leitung 
der Ausführung bestellt ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 3 VOB/B). - Hält der Auftragnehmer die 
Anordnungen des Auftraggebers für unberechtigt oder unzweckmäßig, so hat er seine 
Bedenken geltend zu machen, die Anordnungen jedoch auf Verlangen auszuführen, wenn 
nicht gesetzliche oder behördliche Bestimmungen entgegenstehen. Wenn dadurch eine 
ungerechtfertigte Erschwerung verursacht wird, hat der Auftraggeber die Mehrkosten zu 
tragen (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 VOB/B). - Für den Fall, dass sich die (tatsächliche / fiktive) Abnahme 
über die angegebene Ausführungsfrist verzögert, verlängert sich die Laufzeit des Vertrags bis 
zur (tatsächlichen / fiktiven) Abnahme. 3. Stufenweise Beauftragung Die Leistungen werden 
stufenweise beauftragt. Es sind folgende Leistungsstufen vorgesehen: - Leistungsstufe 1: 
Planungsleistungen im Sinne der Leistungsphasen 1 bis 5 analog HOAI; - Leistungsstufe 2: o 
(Planungs-/Überwachungs-)Leistungen im Sinne der Leistungsphase 8 analog HOAI; o alle 
Bauleistungen; o Leistungen der Objektbetreuung. Der Auftraggeber beauftragt zunächst nur 
die Leistungen der Leistungsstufe 1. Der Auftraggeber behält sich vor, Leistungen der 
Leistungsstufe 2 zu beauftragen. Der Auftraggeber wird Leistungen der Leistungsstufe 2 
beauftragen, wenn der Fördermittelbescheid oder ein Bescheid über die Zustimmung zum 
vorzeitigen Vorhabenbeginn erteilt wurden. Eine Beauftragung von Leistungen der 
Leistungsstufe 2 ist jedoch nur wirksam, wenn die aufschiebende Bedingung gemäß § 2 (1) 
eingetreten ist. Der Auftragnehmer hat die Leistungen der Leistungsstufe 2 entsprechend den 
Regelungen des Totalunternehmervertrags (Anlage 907) zu erbringen, wenn der Auftraggeber 
die Leistungsstufe 2 durch einseitigen Abruf in Textform beauftragt und zwar entweder 
vollständig oder beschränkt auf bestimmte Einzelleistungen der Leistungsstufe, Leistungen für 
einzelne Bauteile und / oder Bauabschnitte. Die weiteren Einzelheiten zu der stufenweise 
Beauftragung ergeben sich aus dem Totalunternehmervertrag (Anlage 907).

5.1.2.  Lepingu täitmise koht
Postiaadress: Liebenweiler Straße  
Linn: Achberg
Sihtnumber: 88147
Riik – jaotus (NUTS): Ravensburg (DE148)
Riik: Saksamaa

5.1.3.  Eeldatav kestus
Alguskuupäev: 08/06/2027
Kestuse lõppkuupäev: 30/09/2029

5.1.6.  Üldine teave
Reserveeritud osalemine: 
Osalemine ei ole reserveeritud.
Tuleb esitada lepingu täitmiseks määratud töötajate nimed ja nende kutsekvalifikatsioonid: 
Hanketingimus
Hankeprojekt, mida ei rahastata ELi vahenditest
Hanke suhtes kohaldatakse riigihankelepingut (GPA): ei
See hange sobib ka väikestele ja keskmise suurusega ettevõtjatele (VKEd): jah
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Lisateave: #Besonders auch geeignet für:other-sme# Fortsetzung der Angaben zu den 
Bedingungen für den Auftrag: 3. Erklärung Bezug Russland: Entsprechend der Verordnung 
(EU) Nr. 833/2014 des Rates vom 31. Juli 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren, zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EU) 2025/1494 vom 18. Juli 2025 dürfen öffentliche Aufträge und Konzessionen 
nach dem 9. April 2022 nicht an Personen oder Unternehmen oder Einrichtungen vergeben 
werden, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen. Dies umfasst sowohl 
unmittelbar als Bieter oder Auftragnehmer auftretende Personen oder Unternehmen oder 
Einrichtungen als auch mittelbar, mit mehr als zehn Prozent, gemessen am Auftragswert, 
beteiligte Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Eignungsverleiher. Der Bieter / die 
Bietergemeinschaft hat für diese Eigenerklärung die Anlage 327 "Erklärung_Bezug_Russland" 
zu verwenden. Der Bieter / das vertretungsberechtigte Mitglied der Bietergemeinschaft hat 
diese Anlage ausgefüllt als Bestandteil des Angebots einzureichen. 4. Eigenerklärung zum 
Mindestentgelt nach § 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 des Tariftreue- und 
Mindestlohngesetz für öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Landestariftreue- und 
Mindestlohngesetz - LTMG): Verpflichtungserklärung: Der Bieter / die Bietergemeinschaft hat 
zu erklären, dass den Beschäftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) bei der Ausführung 
der Leistung ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den Vorgaben des Mindestlohngesetzes 
(MiLoG) und der gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung entspricht; 
oder: sein / ihr Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ansässig 
ist und die Leistungen ausschließlich im EU-Ausland mit dort tätigen Beschäftigten ausgeführt 
wird. Der Bieter / die Bietergemeinschaft hat ferner zu erklären, dass er / sie sich von den von 
ihm / ihr beauftragten Nachunternehmen sowie Verleihunternehmen jeweils eine 
Verpflichtungserklärung im vorstehenden Sinne einholen wird; dies gilt entsprechend für alle 
weiteren Nachunternehmen und Verleihunternehmen entlang der Leistungskette. Die 
entsprechenden Erklärungen sind dem öffentlichen Auftraggeber auf Verlangen vorzulegen; 
oder: er / sie sich von einem beauftragten Nachunternehmen eine schriftliche Versicherung 
einholen wird, dass dieses die Leistung ausschließlich im Ausland mit dort tätigen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erbringt, und diese Versicherung dem öffentlichen 
Auftraggeber auf Verlangen vorlegen wird. Der Bieter / die Bietergemeinschaft hat für diese 
Eigenerklärungen die Anlage 343 "Verpflichtungserklärung zum Mindestentgelt_LTMG" zu 
verwenden. Der Bieter / das vertretungsberechtigte Mitglied der Bietergemeinschaft hat diese 
Anlage(n) ausgefüllt als Bestandteil des Angebots einzureichen. Fehlt die geforderte 
Verpflichtungserklärung bei Abgabe des Angebots und wird diese auch nach Aufforderung 
durch den Auftraggeber nicht fristgerecht vorgelegt, wird das Angebot von der Wertung 
ausgeschlossen; § 5 Abs. 4 LTMG. 5. Soweit einschlägig: Eigenerklärung zur Tariftreuepflicht 
nach § 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 des Tariftreue- und Mindestlohngesetz für 
öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Landestariftreue- und Mindestlohngesetz - 
LTMG): Soweit Beschäftigte des Bieters / der Bietergemeinschaft bei der Ausführung der 
Leistung vom Arbeiternehmer-Entsendegesetz (AEntG) in der jeweils geltenden Fassung 
erfasst werden, hat er / sie eine Eigenerklärung nach § 5 Abs. 1 in Verbindung § 3 Abs. 1 
LTMG abzugeben. Verpflichtungserklärung: Der Bieter / die Bietergemeinschaft hat zu 
erklären, dass - den bei der Ausführung der Leistung eingesetzten Beschäftigten (mit 
Ausnahme der Auszubildenden), soweit die Leistung vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
(AEntG) in der jeweils geltenden Fassung erfasst wird, diejenigen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Entgelts gewährt werden, die nach Art und Höhe mindestens den Vorgaben 
desjenigen Tarifvertrages entsprechen, an den das Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes gebunden ist; - den bei der Ausführung der Leistung eingesetzten 
Beschäftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden), die nicht dem Arbeitnehmer-
Entsendegesetz (AEntG) in der jeweils geltenden Fassung unterfallen oder auf die der 
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Tarifvertrag nach dem AEntG keine Anwendung findet, ein Entgelt bezahlt wird, das 
mindestens den Vorgaben des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und der gemäß § 1 Absatz 2 
Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung entspricht; - er / sie sich von einem von ihm / ihr 
beauftragten Nachunternehmen oder beauftragten Verleihunternehmen eine 
Verpflichtungserklärung im vorstehenden Sinne ebenso abgeben lässt wie für alle weiteren 
Nachunternehmen und Verleihunternehmen der Nachunternehmen und Verleihunternehmen 
und diese dem öffentlichen Auftraggeber vorlegt; - er / sie sicherstellt, dass die 
Nachunternehmen und Verleihunternehmen die Verpflichtungen nach den §§ 3 und 4 LTMG 
erfüllen. Der Bieter / die Bietergemeinschaft hat für diese Eigenerklärungen die Anlage 344 
"Verpflichtungserklärung zum für öffentliche Aufträge, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
erfasst werden_LTMG" zu verwenden. Der Bieter / das vertretungsberechtigte Mitglied der 
Bietergemeinschaft hat diese Anlage(n) ausgefüllt als Bestandteil des Angebots einzureichen. 
Fehlt die geforderte Verpflichtungserklärung bei Abgabe des Angebots und wird diese auch 
nach Aufforderung durch den Auftraggeber nicht fristgerecht vorgelegt, wird das Angebot von 
der Wertung ausgeschlossen; § 5 Abs. 4 LTMG.

5.1.7.  Strateegilised hanked
Strateegilise hanke eesmärk: Ei kohaldata strateegilist hanget

5.1.9.  Kvalifitseerimistingimused
Valikukriteeriumide allikad: Teade
Kriteerium: Viited määratud töödele
Valikukriteeriumi kirjeldus: Unternehmensbezogene Referenzprojekte: 1. Der Bewerber hat mit 
dem Teilnahmeantrag mindestens ein (1) geeignetes unternehmensbezogenes 
Referenzprojekt über früher ausgeführte Bauleistungen einzureichen. [Die 
unternehmensbezogenen Referenzprojekte dürfen dabei mit den persönlichen 
Referenzprojekten des Projektteams übereinstimmen.] Das unternehmensbezogene 
Referenzprojekt muss folgende Mindestanforderungen erfüllen: - Das unternehmensbezogene 
Referenzprojekt muss den schlüsselfertigen Bau (Neubau) von Betriebsgebäuden, zum 
Beispiel Einsatz-, Bereitschafts- oder Funktionsgebäude (etwa Feuerwehrhäuser, 
Rettungswachen, Bauhöfe oder vergleichbare kommunale Betriebsgebäude) umfassen. Dazu 
gehört insbesondere die eigenverantwortliche technische, wirtschaftliche und zeitliche 
Koordination sämtlicher an der Bauausführung beteiligten Gewerke; - Brutto-Grundfläche 
(BGF) (nach DIN 277) (in m²) des unternehmensbezogenen Referenzprojekts von mindestens 
400 m²; - Erbringungszeitraum - Abnahme ist eingetreten zwischen dem 01.01.2021 bis zum 
Ablauf der Teilnahmefrist in dem hier gegenständlichen Vergabeverfahren unter Angabe des 
Datums der eingetretenen Abnahme (TT.MM.JJJJ); - das unternehmensbezogene 
Referenzprojekt umfasste mindestens 1.000.000,- EUR (netto) Baukosten für die 
Kostengruppe 300 und 400 zusammengerechnet zum Zeitpunkt der Kostenfeststellung. Der 
Bewerber hat je unternehmensbezogenem Referenzprojekt in Form einer Liste Folgendes 
anzugeben: - Name des Referenznehmers (Name des Unternehmens, welches den 
Referenzauftrag ausgeführt hat); - Projektbezeichnung der früher ausgeführten Leistung; - 
Angaben zu den ausgeführten Anforderungen; - Rolle des Referenznehmers in dem 
unternehmensbezogenen Referenzprojekt (ausführender Auftragnehmer; ausführendes 
Mitglied der Arbeitsgemeinschaft; ausführender Unterauftragnehmer); - öffentlicher oder 
privater Empfänger (Auftraggeber) unter Angabe des Namens des Auftraggebers. Je 
unternehmensbezogenen Referenzprojekt sind zwei (2) zusätzliche Projektblätter (also 
maximal zwei (2) einseitig bedruckte DIN-A4-Seiten), die Fotos sowie eine Darstellung des 
Referenzprojektes beinhalten, gestattet. Diese Projektblätter sind rein informatorischer Natur. 
Sollten an anderer Stelle oder darüber hinaus unternehmensbezogene Referenzprojekte 
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benannt werden (zum Beispiel auch in allgemeinen Bürobroschüren, Referenzlisten oder 
Ähnlichem), werden diese nicht berücksichtigt. Um einen ausreichenden Wettbewerb 
sicherzustellen, wird darauf hingewiesen, dass auch einschlägige Bauleistungen 
berücksichtigt werden, die mehr als fünf (5) Jahre zurückliegen (vgl. § 6a EU Nr. 3 lit. A VOB
/A); weil der Zeitraum vom 01.01.2021 bis zum Ablauf der Teilnahmefrist mehr als 60 Monate 
und 0 Tage beträgt. Dadurch soll ein ausreichender Wettbewerb sichergestellt werden, 
insbesondere weil die Bewerber und der Auftraggeber hierdurch dasselbe Verständnis von 
dem maßgeblichen Erbringungszeitraum haben. Kann ein Bewerber / eine 
Bewerbergemeinschaft nicht mindestens ein (1) geeignetes unternehmensbezogenes 
Referenzprojekt angeben, das die aufgestellten (Mindest-)Anforderungen (kumulativ) erfüllt, 
führt das zum Ausschluss des Teilnahmeantrags. Eine Nachforderung wäre insoweit nicht 
möglich. Bei Bewerber- / Bietergemeinschaften ist in Summe mindestens ein (1) geeignetes 
unternehmensbezogenes Referenzprojekt anzugeben; außerdem muss klar erkennbar sein, 
welche Leistungen in welchem Referenzprojekt welches Mitglied der Bewerber- / 
Bietergemeinschaft erbracht hat. Ausschließlich diejenigen unternehmensbezogenen 
Referenzprojekte der Mitglieder der Bewerber- / Bietergemeinschaft, die die 
Mindestanforderungen erfüllen, werden der Bewerber- / Bietergemeinschaft zugerechnet. 2. 
Ordnungsgemäße Informationen: Eine Übermittlung fahrlässig oder vorsätzlich irreführender 
Informationen kann ausweislich § 124 Abs. 1 Nr. 9 lit. c) des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) zum Ausschluss von Vergabeverfahren durch öffentliche 
Auftraggeber führen. 3. Hinweis: Die vorstehenden Anforderungen sind Mindestanforderungen 
an die unternehmensbezogenen Referenzprojekte. Der Bewerber, die Bewerbergemeinschaft 
und soweit relevant der eignungsverleihende Unterauftragnehmer hat für diese Erklärung die 
Anlage 206 "Unternehmensbezogene Referenzprojekte" zu verwenden. Der Bewerber / das 
vertretungsberechtigte Mitglied der Bewerbergemeinschaft hat diese Anlage als Bestandteil 
des Teilnahmeantrags ausgefüllt einzureichen. 4. Auswahlkriterien: Der Bewerber hat mit dem 
Teilnahmeantrag mindestens ein (1) geeignetes unternehmensbezogenes Referenzprojekt 
anzugeben. Soweit mehr als die Mindestzahl von drei (3) geeigneten Bewerbern einen 
Teilnahmeantrag eingereicht haben, wird der Auftraggeber die Auswahl der Bewerber, die als 
Bieter zur Angebots- und Verhandlungsphase zugelassen werden, anhand nachfolgender 
Auswahlkriterien vornehmen. Die Auswahl der Bewerber erfolgt anhand der Brutto-
Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) (1.) und der Baukosten (Kostengruppe 300 und 400 
zusammengerechnet) (2.) des unternehmensbezogenen Referenzprojekts wie folgt: (1.) Brutto-
Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) des unternehmensbezogenen Referenzprojekts: >= 750 
m² = 5 Punkte; = 400 m² = 0 Punkte; < 400 m² = Kein geeignetes Referenzprojekt. Soweit die 
Brutto-Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) des unternehmensbezogenen Referenzprojekts 
zwischen 400 m² und 750 m² liegt, werden die Punkte durch Interpolation vergeben, 
mathematisch gerundet auf zwei Nachkommastellen. Beispiel: Bei einer Brutto-Grundfläche 
(BGF) (nach DIN 277) des unternehmensbezogenen Referenzprojekts von 575 m² erhält der 
Bieter 2,50 Punkte. Fortsetzung folgt***
Kriteeriume kasutatakse menetluse teise etappi kutsutavate taotlejate väljavalimiseks
Tähtsuse järjekord: 40,00

Kriteerium: Viited määratud töödele
Valikukriteeriumi kirjeldus: Beginn der Fortsetzung***: (2.) Baukosten (Kostengruppe 300 und 
400 zusammengerechnet) des unternehmensbezogenen Referenzprojekts: >= 1.800.000,- 
EUR (netto) = 5 Punkte; = 1.000.000,- EUR (netto) = 0 Punkte; < 1.000.000,- EUR (netto) = 
Kein geeignetes Referenzprojekt. Soweit die Baukosten (Kostengruppe 300 und 400 
zusammengerechnet) des unternehmensbezogenen Referenzprojekts zwischen 1.000.000,- 
EUR (netto) und 1.800.000 EUR (netto) liegen, werden die Punkte durch Interpolation 
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vergeben, mathematisch gerundet auf zwei Nachkommastellen. Beispiel: Bei Baukosten 
(Kostengruppe 300 und 400 zusammengerechnet) des unternehmensbezogenen 
Referenzprojekts von 1.400.000,- EUR (netto) erhält der Bieter 2,50 Punkte. Die erzielten 
Punkte für die Auswahlkriterien (1.) und (2.) des unternehmensbezogenen Referenzprojekts 
werden addiert. Je eingereichtem unternehmensbezogenen Referenzprojekt können maximal 
10,00 Punkte (5,00 + 5,00) erzielt werden. Zur punktemäßigen Bewertung: Der Bewerber kann 
für die mit dem Teilnahmeantrag eingereichten unternehmensbezogenen Referenzprojekte, 
die jeweils die oben genannten Mindestanforderungen erfüllen, bis zu 40 Punkte erzielen. Je 
unternehmensbezogenen Referenzprojekt sind zwei (2) zusätzliche Projektblätter (also 
maximal zwei (2) einseitig bedruckte DIN-A4-Seiten), die Fotos sowie eine Darstellung des 
Referenzprojektes beinhalten, gestattet. Diese Projektblätter sind rein informatorischer Natur. 
Sollten an anderer Stelle oder darüber hinaus unternehmensbezogene Referenzprojekte 
benannt werden (zum Beispiel auch in allgemeinen Bürobroschüren, Referenzlisten oder 
Ähnlichem), werden diese nicht berücksichtigt. Um einen ausreichenden Wettbewerb 
sicherzustellen, wird darauf hingewiesen, dass auch einschlägige Bauleistungen 
berücksichtigt werden, die mehr als fünf (5) Jahre zurückliegen (vgl. § 6a EU Nr. 3 lit. A VOB
/A); weil der Zeitraum vom 01.01.2021 bis zum Ablauf der Teilnahmefrist mehr als 60 Monate 
und 0 Tage beträgt. Dadurch soll ein ausreichender Wettbewerb sichergestellt werden, 
insbesondere weil die Bewerber und der Auftraggeber hierdurch dasselbe Verständnis von 
dem maßgeblichen Erbringungszeitraum haben. Bei Bewerber- / Bietergemeinschaften ist in 
Summe mindestens ein (1) geeignetes unternehmensbezogenes Referenzprojekt anzugeben; 
außerdem muss klar erkennbar sein, welche Leistungen in welchem Referenzprojekt welches 
Mitglied der Bewerber- / Bietergemeinschaft erbracht hat. Ausschließlich diejenigen 
unternehmensbezogenen Referenzprojekte der Mitglieder der Bewerber- / Bietergemeinschaft, 
die die Mindestanforderungen erfüllen, werden der Bewerber- / Bietergemeinschaft 
zugerechnet. Der Bewerber, die Bewerbergemeinschaft und soweit relevant der 
eignungsverleihende Unterauftragnehmer hat für diese Erklärung die Anlage 206 
"Unternehmensbezogene Referenzprojekte" zu verwenden. Der Bewerber / das 
vertretungsberechtigte Mitglied der Bewerbergemeinschaft hat diese Anlage als Bestandteil 
des Teilnahmeantrags ausgefüllt einzureichen. Für den Fall, dass nach Auswertung der 
Teilnahmeanträge anhand der vorstehenden Auswahlmethode mehrere Bewerber / 
Bewerbergemeinschaften mit Punktgleichheit auf einem der hinteren Ränge liegen und der 
Auftraggeber eine bestimmte Anzahl von Bewerbern zur Angebotsabgabe auffordern möchte, 
entscheidet das Los unter indirekter notarieller Aufsicht, welcher dieser Bewerber / welche 
dieser Bewerbergemeinschaften zur Abgabe eines Erstangebots aufgefordert wird, damit die 
bestimmte Anzahl nicht überschritten wird. Gibt es mehr als die Mindestzahl an Bewerbern, 
bei denen keine Ausschlussgründe vorliegen und die einen formal ordnungsgemäßen und den 
Mindestanforderungen entsprechenden (geeigneten) Teilnahmeantrag eingereicht haben, 
behält sich der Auftraggeber aus Gründen des Wettbewerbs vor, mehr als die geplante 
Mindestzahl an Bewerbern zu der Angebots- und Verhandlungsphase zuzulassen. Sofern die 
Zahl geeigneter Bewerber unter der Mindestzahl von drei (3) liegt, behält sich der 
Auftraggeber vor, das Vergabeverfahren fortzuführen, indem er die Bewerber einlädt, die über 
die geforderte Eignung verfügen und die aufgestellten Mindestanforderungen erfüllen (vgl. § 
3b EU Abs. 3 Nr. 3 VOB/A in Verbindung mit § 3b EU Abs. 2 Nr. 3 Satz 6 VOB/A). Fortsetzung 
Ende***
Kriteeriume kasutatakse menetluse teise etappi kutsutavate taotlejate väljavalimiseks
Tähtsuse järjekord: 40,00
Teave kaheetapilise menetluse teise etapi kohta: 
Menetluse teise etappi kutsutavate taotlejate miinimumarv: 3
Menetluse teise etappi kutsutavate taotlejate maksimumarv: 3
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Menetlus toimub järjestikuste etappidena. Igas etapis võidakse mõni osaleja kõrvaldada
Hankija jätab endale õiguse sõlmida leping esialgsete pakkumuste alusel ilma edasiste 
läbirääkimisteta

5.1.10.  Pakkumuste hindamise kriteeriumid
Kriteerium: 
Liik: Kvaliteet
Nimi: 1. Persönliche Erfahrung des Projektteams
Kirjeldus: Bewertet wird die Erfahrung des Projektleiters, des stellvertretenden Projektleiters 
und des Verantwortlichen für die technischen Anlagen (HLS und ELT) (gemeinsam 
Projektteam) anhand von vergleichbaren persönlichen Referenzprojekten für ein Bauwerk 
(Neubau). Der Bieter hat für das einzusetzende Projektteam je Person mindestens ein (1) 
vergleichbares persönliches Referenzprojekt für ein Bauwerk (Neubau) mit dem Angebot 
einzureichen, welches die nachfolgenden (Mindest-) Anforderungen jeweils erfüllt. a) Der 
Projektleiter muss das für ihn angegebene persönliche Referenzprojekt als Projektleiter 
geleitet haben. b) Der stellvertretende Projektleiter muss das für ihn angegebene persönliche 
Referenzprojekt als stellvertretender Projektleiter oder als Projektleiter geleitet haben. c) Der 
Verantwortliche für die technischen Anlagen (HLS und ELT) muss das für ihn angegebene 
persönliche Referenzprojekt als Verantwortlicher für die technischen Anlagen (HLS und ELT), 
als Projektleiter oder als stellvertretender Projektleiter mit Verantwortung für die technischen 
Anlagen (HLS und ELT) geleitet haben. c) Die (weiteren) Mindestanforderungen (i.) und die 
Bewertungssystematik (ii.) an das persönliche Referenzprojekt des Projektleiters, an das 
persönliche Referenzprojekt des stellvertretenden Projektleiters und an das persönliche 
Referenzprojekt des Verantwortlichen für die technischen Anlagen (HLS und ELT) sind jeweils 
wie folgt: (i.) Das persönliche Referenzprojekt muss die Erbringung von Bauleistungen für 
einen Neubau umfasst haben und mindestens folgende Mindestanforderungen erfüllen: - 
schlüsselfertiger Neubau von kommunalen Betriebsgebäuden, zum Beispiel Einsatz-, 
Bereitschafts- oder Funktionsgebäude (etwa Feuerwehrhäuser, Rettungswachen, Bauhöfe 
oder vergleichbare kommunale Betriebsgebäude); - Abnahme ist eingetreten zwischen dem 
01.01.2021 bis zum Ablauf der Angebotsfrist (bei den indikativen Erstangeboten wird auf die 
Frist zur Abgabe dieser indikativen Erstangebote abgestellt; bei den endgültigen Angeboten 
wird auf die Frist zur Abgabe dieser endgültigen Angebote abgestellt) in dem 
gegenständlichen Vergabeverfahren; - das persönliche Referenzprojekt weist eine Brutto-
Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) von mindestens 400 m² auf; - das persönliche 
Referenzprojekt des Projektleiters und des stellvertretenden Projektleiters umfasste 
mindestens 1.000.000,- EUR (netto) Baukosten für die Kostengruppe 300 und 400 
zusammengerechnet zum Zeit-punkt der Kostenfeststellung; - das persönliche 
Referenzprojekt des Verantwortlichen für die technischen Anlagen (HLS und ELT) umfasste 
mindestens 200.000,- EUR (netto) Baukosten für die Kostengruppe 400 zum Zeitpunkt der 
Kostenfeststellung. Erfüllt nicht mindestens ein (1) persönliches Referenzprojekt des 
Projektleiters und mindestens ein (1) persönliches Referenzprojekt des stellvertretenden 
Projektleiters die oben genannten Mindestanforderungen, führt dies zum Ausschluss des 
Angebots. Bewertet werden ausschließlich diejenigen persönlichen Referenzprojekte, die die 
oben genannten Mindestanforderungen erfüllen. Der Bieter hat dabei in Form einer Liste je 
persönlichem Referenzprojekt Folgendes anzugeben: - Name des in dem gegenständlichen 
Projekt einzusetzenden Projektleiters (bzw. des einzusetzenden stellvertretenden 
Projektleiters bzw. des einzusetzenden Verantwortlichen für die technischen Anlagen (HLS 
und ELT); - Rolle des stellvertretenden Projektleiters in dem persönlichen Referenzprojekt 
(Projektleiter oder stellvertretender Projektleiter); - Rolle des Verantwortlichen für die 
technischen Anlagen (HLS und ELT) in dem persönlichen Referenzprojekt (Verantwortlicher 
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für die technischen Anlagen (HLS und ELT), Projektleiter oder stellvertretender Projektleiter 
mit Verantwortung für die technischen Anlagen (HLS und ELT); - Bezeichnung des von dem 
Projektleiter (bzw. stellvertretenden Projektleiter bzw. Verantwortlichen für die technischen 
Anlagen (HLS und ELT)) persönlich geleiteten persönlichen Referenzprojekts; - Name des 
Unternehmens, welches die Bauleistungen des persönlichen Referenzprojekts, die der 
Projektleiter als Projektleiter (bzw. der stellvertretende Projektleiter als Projektleiter oder 
stellvertretender Projektleiter bzw. der Verantwortliche für die technischen Anlagen (HLS und 
ELT) als Verantwortlicher oder als Projektleiter oder als stellvertretender Projektleiter mit 
Verantwortung für die technischen Anlagen (HLS und ELT)) geleitet hat, ausgeführt hat; - 
Gegenstand der Leistungen waren Bauleistungen mit mindestens folgendem Inhalt: o 
Schlüsselfertiger Neubau von kommunalen Betriebsgebäuden, zum Beispiel Einsatz-, 
Bereitschafts- oder Funktionsgebäude (etwa Feuerwehrhäuser, Rettungswachen, Bauhöfe 
oder vergleichbare kommunale Betriebsgebäude); o Abnahme ist eingetreten zwischen dem 
01.01.2021 bis zum Ablauf der Angebotsfrist (bei den indikativen Erstangeboten wird auf die 
Frist zur Abgabe dieser indikativen Erstangebote abgestellt; bei den endgültigen Angeboten 
wird auf die Frist zur Abgabe dieser endgültigen Angebote abgestellt) in dem 
gegenständlichen Verfahren unter Angabe des Datums der eingetretenen Abnahme (TT.MM.
JJJJ); o Brutto-Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) des persönlichen Referenzprojekts von 
mindestens 400 m²; o das persönliche Referenzprojekt des Projektleiters und des 
stellvertretenden Projektleiters umfasste mindestens 1.000.000,- EUR (netto) Baukosten für 
die Kostengruppe 300 und 400 zusammengerechnet zum Zeitpunkt der Kostenfeststellung; o 
das persönliche Referenzprojekt des Verantwortlichen für die technischen Anlagen (HLS und 
ELT) umfasste mindestens 200.000,- EUR (netto) Baukosten für die Kostengruppe 400 zum 
Zeitpunkt der Kostenfeststellung. Fortsetzung folgt***
Hindamise kaalukriteeriumi kategooria: Kaal (protsentides, täpne)
Hindamiskriteerium – arv: 5
Kriteerium: 
Liik: Kvaliteet
Nimi: 1. Persönliche Erfahrung des Projektteams
Kirjeldus: Beginn der Fortsetzung***: (ii.) Die Bewertungssystematik ist sowohl für das 
persönliche Referenzprojekt des Projektleiters als auch für das persönliche Referenzprojekt 
des stellvertretenden Projektleiters wie folgt: (1.) Brutto-Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) 
des persönlichen Referenzprojekts: >= 750 m² = 5 Punkte; = 400 m² = 0 Punkte; < 400 m² = 
Kein geeignetes Referenzprojekt. Soweit die Brutto-Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) des 
persönlichen Referenzprojekts zwischen 400 m² und 750 m² liegt, werden die Punkte durch 
Interpolation vergeben, mathematisch gerundet auf zwei Nachkommastellen. Beispiel: Bei 
einer Brutto-Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) des persönlichen Referenzprojekts von 575 
m² erhält der Bieter 2,50 Punkte. (2.1) Baukosten (Kostengruppe 300 und 400 
zusammengerechnet) des persönlichen Referenzprojekts des Projektleiters und des 
stellvertretenden Projektleiters: >= 1.800.000,- EUR (netto) = 5 Punkte; = 1.000.000,- EUR 
(netto) = 0 Punkte; < 1.000.000,- EUR (netto) = Kein geeignetes Referenzprojekt. Soweit die 
Baukosten (Kostengruppe 300 und 400 zusammengerechnet) des persönlichen 
Referenzprojekts zwischen 1.000.000,- EUR (netto) und 1.800.000 EUR (netto) liegen, werden 
die Punkte durch Interpolation vergeben, mathematisch gerundet auf zwei Nachkommastellen. 
Beispiel: Bei Baukosten (Kostengruppe 300 und 400 zusammengerechnet) des persönlichen 
Referenzprojekts von 1.400.000,- EUR (netto) erhält der Bieter 2,50 Punkte. (2.2) Baukosten 
(Kostengruppe 400) des persönlichen Referenzprojekts des Verantwortlichen für die 
technischen Anlagen (HLS und ELT): >= 480.000,- EUR (netto) = 5 Punkte; = 200.000,- EUR 
(netto) = 0 Punkte; < 200.000,- EUR (netto) = Kein geeignetes Referenzprojekt. Soweit die 
Baukosten (Kostengruppe 400) des persönlichen Referenzprojekts des Verantwortlichen für 
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die technischen Anlagen (HLS und ELT) zwischen 200.000,- EUR (netto) und 480.000 EUR 
(netto) liegen, werden die Punkte durch Interpolation vergeben, mathematisch gerundet auf 
zwei Nachkommastellen. Beispiel: Bei Baukosten (Kostengruppe 400) des persönlichen 
Referenzprojekts des Verantwortlichen für die technischen Anlagen (HLS und ELT) von 
340.000,- EUR (netto) erhält der Bieter 2,50 Punkte. Die erzielten Punkte für die Brutto-
Grundfläche (BGF) (nach DIN 277) (1.) und die Baukosten (Kostengruppe 300 und 400 
zusammengerechnet) (2.1) bzw. Baukosten (Kostengruppe 400) des persönlichen 
Referenzprojekts des Verantwortlichen für die technischen Anlagen (HLS und ELT) (2.2) 
werden addiert. Je eingereichtem persönlichem Referenzprojekt können maximal 10,00 
Punkte (5,00 + 5,00) erzielt werden. Mindestanforderung: Der Bieter muss mindestens ein (1) 
persönliches Referenzprojekt einreichen, mit welchem er mindestens 4,00 Punkte erzielt. Zu 
der punktemäßigen Bewertung: - Der Bieter kann für die mit dem Angebot eingereichten 
persönlichen Referenzprojekte des Projektleiters bzw. des stellvertretenden Projektleiters - die 
jeweils die oben genannten Mindestanforderungen erfüllen - maximal 30 Punkte erzielen; das 
heißt 60 Punkte zusammengerechnet. - Der Bieter kann in dem Zuschlagskriterium 
"Persönliche Erfahrung des Projektteams" maximal 5,00 qualitative Leistungspunkte erzielen. 
Zur Ermittlung der qualitativen Leistungspunkte werden die von dem Bieter insgesamt 
erzielten Punkte für die persönlichen Referenzprojekte des Projektleiters und des 
stellvertretenden Projektleiters und des Verantwortlichen für die technischen Anlagen (HLS 
und ELT) mit dem Gewichtungsfaktor 0,0834 multipliziert. Das Ergebnis wird mathematisch 
gerundet auf zwei Nachkommastellen. Zur Bewertung hat der Bieter die gelb markierten 
Felder in der Anlage 600 "Erfahrung des Projektteams" vollständig auszufüllen und als Teil 
des Angebots ausschließlich in elektronischer Form einzureichen. Je persönlichem 
Referenzprojekt sind zwei (2) zusätzliche Projektblätter (also maximal zwei (2) einseitig 
bedruckte DIN-A4-Seiten), die Fotos sowie eine Darstellung des persönlichen 
Referenzprojektes beinhalten, zu rein informatorischen Zwecken gestattet. Diese 
Projektblätter sind jedoch nicht Teil der Bewertung. Bewertet werden ausschließlich die 
Angaben des Bieters zu dem persönlichen Referenzprojekt in der Anlage 600 "Erfahrung des 
Projektteams". Im Falle der Auftragserteilung verpflichtet sich der Auftragnehmer, die 
Leistungen durch den benannten Projektleiter und den benannten stellvertretenden 
Projektleiter sowie den benannten des persönlichen Referenzprojekts des Verantwortlichen für 
die technischen Anlagen (HLS und ELT) zu erbringen. Der benannte Projektleiter, der 
stellvertretende Projektleiter und der benannte Verantwortliche für die technischen Anlagen 
(HLS und ELT) darf nur bei Zustimmung durch den Auftraggeber in Textform ausgetauscht 
werden. Für weitere Einzelheiten wird auf den Totalunternehmervertrag (Anlage 907) 
verwiesen. Im Falle des Austauschs muss der neue Projektleiter bzw. der neue 
stellvertretende Projektleiter bzw. der neue Verantwortliche für die technischen Anlagen (HLS 
und ELT) mindestens genauso erfahren sein wie die zu ersetzende Person. Es müssten also 
mindestens genauso viele Punkte bei der Bewertung der Erfahrung erzielt worden sein, falls 
diese Person bereits im Rahmen des Vergabeverfahrens (je nach Ersetzung) als Projektleiter 
oder als stellvertretender Projektleiter oder als Verantwortlicher für die technischen Anlagen 
(HLS und ELT) angeboten worden wäre. Ende der Fortsetzung***
Hindamise kaalukriteeriumi kategooria: Kaal (protsentides, täpne)
Hindamiskriteerium – arv: 0
Kriteerium: 
Liik: Kvaliteet
Nimi: 2. Ausführungskonzept - Termingerechte Bauleistung
Kirjeldus: Bewertet wird ein von dem Bieter einzureichendes auftragsbezogenes 
Ausführungskonzept "Termingerechte Bauleistung" (0 bis 5 Bewertungspunkte). In dem 
auftragsbezogenen Ausführungskonzept hat der Bieter anhand konkreter zukünftiger 
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Maßnahmen darzustellen, wie er im Falle der Auftragserteilung an ihn, konkret die Leistungen 
ausführen wird, um das übergeordnete Ziel der termingerechten Bauleistungen sicherzustellen 
unter Berücksichtigung der nachfolgenden Angaben: Dem Auftraggeber ist es wichtig, dass 
der Bieter möglichst viele vergleichbare Leistungen bereits erbracht hat, sei es - selbst; - durch 
in dem gegenständlichen Vergabeverfahren angebotene Mitglieder der Bietergemeinschaft; 
oder - durch in dem gegenständlichen Vergabeverfahren vorliegend angebotene 
Unterauftragnehmer. Daher soll der Bieter darauf eingehen, welche Unternehmen für welche 
Leistungen vorgesehen sind und inwieweit der Auftragnehmer mit diesen Unternehmen in der 
Vergangenheit bereits vergleichbare Leistungen ausgeführt hat, damit vorliegend das 
übergeordnete Ziel der termingerechten Bauleistungen sichergestellt wird. Das 
Ausführungskonzept "Termingerechte Bauleistung" darf einen textlichen und ggf. grafischen 
Umfang von maximal drei (3) DIN A4-Seiten nicht überschreiten. Angaben und ggf. Grafiken 
ab Seite 4 bleiben bei der Bewertung unberücksichtigt. Eine inhaltsleere Titelseite bleibt bei 
der Bewertung unberücksichtigt. Der Bieter hat das Ausführungskonzept "Termingerechte 
Bauleistung" als Teil des Angebots ausschließlich in elektronischer Form auf der E-
Vergabeplattform einzureichen. Das Ausführungskonzept "Termingerechte Bauleistung" ist 
von dem Bieter eigenständig zu erstellen; eine Vorlage oder Anlage wird von dem 
Auftraggeber nicht bereitgestellt. Der Bieter soll das Ausführungskonzept "Termingerechte 
Bauleistung" wie folgt bezeichnen: Anlage 602_Ausführungskonzept_Termingerechte 
Bauleistung. Sollte das Ausführungskonzept "Termingerechte Bauleistung" fehlen, führt dies 
zwingend zum Ausschluss des Angebots. Eine Nachforderung wäre insoweit nicht möglich. Im 
Falle der Auftragserteilung ist der Auftragnehmer verpflichtet, die Leistungen entsprechend 
seines Ausführungskonzepts "Termingerechte Bauleistung" zu erbringen, soweit der 
Auftraggeber nicht ein davon abweichendes Vorgehen gegenüber dem Auftragnehmer geltend 
macht. Die in dem Ausführungskonzept "Termingerechte Bauleistung" enthaltenen Angaben 
gelten als vereinbarte Beschaffenheit. Das Ausführungskonzept "Termingerechte Bauleistung" 
wird im Falle der Auftragserteilung als Anlage 602 Vertragsbestandteil. HINWEIS: Die 
Bewertungspunkte werden multipliziert mit dem Gewichtungsfaktor 1. Maximal können in 
diesem Zuschlagskriterium 5,00 qualitative Leistungspunkte erzielt werden.
Hindamise kaalukriteeriumi kategooria: Kaal (protsentides, täpne)
Hindamiskriteerium – arv: 5
Kriteerium: 
Liik: Kvaliteet
Nimi: 3. Planerischer Vorentwurf
Kirjeldus: Bewertet wird ein von dem Bieter einzureichender planerischer Vorentwurf für das 
geplante Feuerwehrhaus. Der planerische Vorentwurf muss die für eine Vorlage bei dem 
Fördermittelgeber erforderlichen Angaben zu Funktion, Flächen und konzeptioneller 
Ausgestaltung enthalten. Der Bieter hat dabei die Fördermittelbestimmungen 
Feuerwehrwesen (Anlage 807) in seinem planerischen Vorentwurf zu berücksichtigen. In dem 
planerischen Vorentwurf hat der Bieter anhand konkreter zukünftiger Maßnahmen 
darzustellen, wie er im Falle der Auftragserteilung an ihn, konkret die Leistungen ausführen 
wird, um die folgende Ziele bestmöglich zu erreichen: - Der Bieter hat den planerischen 
Entwurf so auszugestalten, dass auf dem zur Verfügung gestellten Baugrundstück eine 
bestmöglich funktionsgerechte und auf die spezifischen Anforderungen des 
Feuerwehrbetriebs abgestimmte Lösung entsteht. Ziel ist es, die wesentlichen Funktions- und 
Betriebsabläufe - insbesondere Alarmabläufe, Wegebeziehungen, die Anordnung der 
Fahrzeughalle sowie die Zuordnung von Einsatz-, Funktions- und Nebenbereichen - so zu 
organisieren, dass bestmöglich ein reibungsloser sowie sicherer Betrieb gewährleistet ist. 
(Unterkriterium 1: 0 bis 5 Bewertungspunkte). - Der Bieter hat den planerischen Vorentwurf so 
auszugestalten, dass eine gestalterisch bestmögliche, dem Nutzungszweck angemessene 
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architektonische Lösung entsteht, die sich unter Berücksichtigung der funktionalen 
Anforderungen bestmöglich in die nähere Umgebung einfügt. (Unterkriterium 2: 0 bis 5 
Bewertungspunkte). Formale Anforderungen an den planerischen Vorentwurf Der planerische 
Vorentwurf muss aus textlichen Ausführungen zu den Unterkriterien 1 bis 2 sowie 
zeichnerischen Darstellungen bestehen. Die Bewertung des planerischen Vorentwurfs erfolgt 
auf Grundlage der eingereichten textlichen und zeichnerischen Unterlagen. - Die textlichen 
Ausführungen dürfen einen Umfang von jeweils drei (3) DIN-A4 Seiten je Unterkriterium nicht 
überschreiten. Angaben, die darüber hinausgehen (ab jeweils der Seite vier (4), bleiben bei 
der Bewertung unberücksichtigt. - Maßgeblich ist, dass der Vorentwurf die zur Bewertung der 
Zuschlagskriterien erforderlichen Inhalte abbildet. Zudem muss der Vorentwurf die für eine 
Vorlage beim Fördermittelgeber erforderlichen Angaben zu Funktion, Flächen und 
konzeptioneller Ausgestaltung enthalten. Der Bieter hat dabei die Fördermittelbestimmungen 
Feuerwehrwesen (Anlage 807) in seinem planerischen Entwurf zu berücksichtigen. - Die 
zeichnerischen Darstellungen müssen mindestens einen Lageplan, die Grundrisse der 
wesentlichen Ebenen, mindestens einen Schnitt sowie mindestens eine Ansicht umfassen. - 
Die zeichnerischen Darstellungen sind so auszugestalten, dass die konzeptionellen Ansätze 
des Entwurfs im Hinblick auf die Unterkriterien 1 bis 2 abgebildet werden. - Die zeichnerischen 
Darstellungen sind in folgenden Maßstäben einzureichen: o Lageplan: Maßstab 1:500; o 
Grundrisse, Schnitte und Ansichten: Maßstab 1:200. - Der Bieter hat den planerischen 
Vorentwurf als Teil des Angebots ausschließlich in elektronischer Form über die auf der E-
Vergabeplattform vorgesehenen Funktion einzureichen. Der planerische Vorentwurf ist von 
dem Bieter eigenständig zu erstellen; eine Vorlage oder Anlage wird von dem Auftraggeber 
nicht bereitgestellt. Der Bieter soll die Unterlagen, die er mit dem planerischen Vorentwurf 
einreicht wie folgt bezeichnen: Anlage 603_Planerischer Vorentwurf. Werden mehrere Dateien 
eingereicht, sind diese fortlaufend und eindeutig zu benennen, zum Beispiel: - Anlage 
603_Planerischer Vorentwurf_[Name des Bieters]01_Textteil; - Anlage 603_Planerischer 
Vorentwurf[Name des Bieters]02_Lageplan; - Anlage 603_Planerischer Vorentwurf[Name des 
Bieters]03_Grundrisse; - Anlage 603_Planerischer Vorentwurf[Name des Bieters]
_04_Schnitt_Ansicht. Sollte der planerische Vorentwurf fehlen, führt dies zum Ausschluss des 
Angebots. Eine Nachforderung ist insoweit nicht möglich. Im Falle der Auftragserteilung ist der 
Auftragnehmer verpflichtet, die zu erbringenden Leistungen auf Grundlage seines 
planerischen Vorentwurfs weiterzuentwickeln, soweit der Auftraggeber nicht ein davon 
abweichendes Vorgehen gegenüber dem Auftragnehmer geltend macht. Die in dem 
planerischen Vorentwurf enthaltenen Angaben gelten als vereinbarte Beschaffenheit. Der 
planerische Vorentwurf wird im Falle der Auftragserteilung als Anlage 603 Vertragsbestandteil. 
HINWEIS: Das Unterkriterium 1 wird mit dem Gewichtungsfaktor 6 multipliziert. Ein Bieter 
kann daher maximal 30 qualitative Leistungspunkte (5 Bewertungspunkte x 6) in dem 
Unterkriterium 1 erzielen. Das Unterkriterium 2 wird multipliziert mit dem Gewichtungsfaktor 2. 
Ein Bieter kann daher maximal 10 qualitative Leistungspunkte (5 Bewertungspunkte x 2) 
erzielen in dem Unterkriterium 2. Die erzielten qualitativen Leistungspunkte in dem 
Unterkriterium 1 und dem Unterkriterium 2 werden addiert. Maximal können in diesem 
Zuschlagskriterium 40,00 qualitative Leistungspunkte erzielt werden (30 qualitative 
Leistungspunkte + 10 qualitative Leistungspunkte). Fortsetzung folgt***
Hindamise kaalukriteeriumi kategooria: Kaal (protsentides, täpne)
Hindamiskriteerium – arv: 40
Kriteerium: 
Liik: Kvaliteet
Nimi: 3. Planerischer Vorentwurf
Kirjeldus: Beginn der Fortsetzung***: Zur Vergütung des planerischen Vorentwurfs Der 
planerische Vorentwurf, der mit dem (indikativen) Erstangebot eingereicht wird, wird je Bieter 
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einmalig in Höhe von 10.000,- Euro (brutto) pauschal vergütet. Im Anschluss an die 
Verhandlungsgespräche hat der jeweilige Bieter den planerischen Vorentwurf unter 
Berücksichtigung der in dem Verhandlungsgespräch erteilten Hinweise und Anmerkungen des 
Auftraggebers zu überarbeiten und mit dem endgültigen Angebot vollständig einzureichen. Der 
mit dem endgültigen Angebot eingereichte überarbeitete planerische Vorentwurf wird je Bieter 
zusätzlich einmalig in Höhe von 5.000,- Euro (brutto) pauschal vergütet. Hinweis: Die 
Vergütung des planerischen Vorentwurfs soll den im Rahmen der Angebotserstellung 
entstandenen planerischen Aufwand angemessen ausgleichen. Im Falle der Erteilung des 
Zuschlags auf das endgültige Angebot des Bestbieters erfolgt keine gesonderte Auszahlung 
der Vergütung des planerischen Vorentwurfs an den Bestbieter; der entsprechende Aufwand 
ist mit der in dem Totalunternehmervertrag (Anlage 907) vorgesehenen Vergütung 
abgegolten. Für Einzelheiten wird auf den Totalunternehmervertrag (Anlage 907) verwiesen. 
Ende der Fortsetzung***
Hindamise kaalukriteeriumi kategooria: Kaal (protsentides, täpne)
Hindamiskriteerium – arv: 0
Kriteerium: 
Liik: Hind
Nimi: Angebotspreis (brutto)
Kirjeldus: Wertungsrelevanter Preis (P) = Angebotspreis (brutto) gemäß Anlage 803 
"Preisblatt"
Hindamise kaalukriteeriumi kategooria: Kaal (protsentides, täpne)
Hindamiskriteerium – arv: 50

5.1.11.  Hankedokumendid
Keeled, milles hankedokumendid on ametlikult kättesaadavad: saksa keel
Lisateabe taotlemise tähtaeg: 17/07/2026 23:59:59 (UTC+02:00) Ida-Euroopa aeg, Kesk-
Euroopa suveaeg
Hankedokumentide aadress: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y1AM9UR/documents
Sihtotstarbeline teabevahetuskanal: 
Nimi: In der Anlage 101 finden die interessierten Wirtschaftsteilnehmer notwendige 
Informationen zur Nutzung der E-Vergabeplattform Deutsches Vergabeportal (DTVP). 
Insbesondere weisen wir darauf hin, dass Erklärungen in den Bewerber- / Bieterbereich der E-
Vergabeplattform eingestellt werden. Dieser Bewerber-/ Bieterbereich wird für die Zustellung 
rechtserheblicher Erklärungen genutzt.
URL: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y1AM9UR

5.1.12.  Hanke tingimused
Menetluse tingimused: 
Eeldatav kuupäev, millal saadetakse pakkumuste esitamise ettepanek: 12/08/2026
Esitamise tingimused: 
Elektrooniline esitamine: Nõutav
Esitamise aadress: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y1AM9UR
Keeled, milles võib pakkumusi või osalemistaotlusi esitada: saksa keel
Elektrooniline kataloog: Ei ole lubatud
Variandid: Ei ole lubatud
Pakkujad võivad esitada rohkem kui ühe pakkumuse: Ei ole lubatud
Osalemistaotluste esitamise tähtaeg: 27/07/2026 10:00:00 (UTC+02:00) Ida-Euroopa aeg, 
Kesk-Euroopa suveaeg
Teave, mida saab pärast esitamise tähtaega täiendada: 
Ostja äranägemisel võib osa puuduvad pakkujaga seotud dokumente esitada hiljem.

https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y1AM9UR/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y1AM9UR
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y1AM9UR
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Lisateave: Mit dem zuvor stehenden Satz "Eine Nachforderung von Erklärungen, Unterlagen 
und Nachweisen ist teilweise ausgeschlossen" ist gemeint, dass der Auftraggeber bestimmte 
"fehlende Bieterunterlagen" (gemeint sind auch bestimmte fehlende Bewerberunterlagen) 
nicht nachfordern wird, wenn diese mit dem Teilnahmeantrag bzw. mit dem jeweiligen 
Angebot gefordert worden sind und fehlen. Und zwar inhaltlich fehlerhafte 
(unternehmensbezogene als auch leistungsbezogene) Unterlagen und fehlende / 
unvollständige unternehmensbezogene Unterlagen, die die Bewertung der Teilnahmeanträge 
anhand der Auswahlkriterien (§ 3b EU Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 VOB/A) betreffen, fehlende / 
unvollständige leistungsbezogene Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der 
Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen, sowie fehlende Produktangaben, werden 
nicht nachgefordert. Dies bedeutet auch: Der öffentliche Auftraggeber muss Bewerber und 
Bieter, die für den Zuschlag in Betracht kommen, unter Einhaltung der Grundsätze der 
Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende oder unvollständige 
unternehmensbezogene Unterlagen - insbesondere Erklärungen, Angaben oder Nachweise - 
nachzureichen oder zu vervollständigen, oder fehlende oder unvollständige leistungsbezogene 
Unterlagen - insbesondere Erklärungen, Produkt-und sonstige Angaben oder Nachweise - 
nachzureichen oder zu vervollständigen (Nachforderung). Es sind nur Unterlagen 
nachzufordern, die bereits mit dem Angebot vorzulegen waren (vgl. § 16a EU Abs. 1 VOB/A). 
Fehlende Preisangaben werden nicht nachgefordert. Angebote, die den Bestimmungen des § 
13 EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A nicht entsprechen, sind auszuschließen. § 16a EU Abs. 2 Sätze 3 
bis 5 VOB/A gilt nicht. Die Unterlagen oder fehlenden Preisangaben sind vom Bewerber und 
Bieter nach Aufforderung durch den öffentlichen Auftraggeber innerhalb einer angemessenen, 
nach dem Kalender bestimmten Frist vorzulegen. Die Frist soll sechs Kalendertage nicht 
überschreiten (§ 16a EU Abs. 4 VOB/A). Aufklärung von Teilnahmeanträgen und Angeboten: 
Der Auftraggeber behält sich vor, bei Unklarheiten, Unvollständigkeiten oder Widersprüchen in 
den eingereichten Teilnahmeanträgen oder Angeboten Aufklärungen durchzuführen. Im 
Rahmen der Aufklärung können Bewerber oder Bieter aufgefordert werden, ihre Angaben zu 
erläutern, zu bestätigen oder zu präzisieren, soweit dadurch keine nachträgliche Änderung 
des Teilnahmeantrags oder Angebots erfolgt. Der Auftraggeber behält sich zudem vor, im 
Rahmen der Aufklärung weitere Unterlagen oder Nachweise zur Plausibilisierung der 
gemachten Angaben anzufordern, sofern dies zur sachgerechten Beurteilung erforderlich ist. 
Erfolgt gar keine oder keine fristgerechte oder keine ausreichende Mitwirkung im Rahmen der 
Aufklärung oder bleiben Zweifel des Auftraggebers trotz Aufklärung bestehen, kann der 
Teilnahmeantrag bzw. das Angebot ausgeschlossen werden. Die Aufklärung erfolgt in 
Textform über die Kommunikationsfunktion der E-Vergabeplattform. Antworten sind innerhalb 
der vom Auftraggeber gesetzten Frist einzureichen.
Lepingutingimused: 
Lepingu täitmine peab toimuma kaitstud tööhõive programmide raames: Ei
Lepingu täitmisega seotud tingimused: 1. Vertrag: Über die auftragsgegenständlichen 
Leistungen wird ein Totalunternehmervertrag [Anlage 907] geschlossen. Der Vertrag kommt 
mit der Erteilung des Zuschlags über die E-Vergabeplattform zustande, einer beiderseitigen 
Unterzeichnung des Vertragstextes bedarf es nicht. 2. Mindestanforderungen an die 
Leistungserbringung: Mindestanforderungen an die Leistungserbringung sind ausschließlich 
die in der funktionalen Leistungsbeschreibung (Anlage 802) ausdrücklich als solche 
gekennzeichneten Anforderungen (farblich in Türkis hervorgehoben) sowie die Verpflichtung, 
die Abwicklung des Auftrags in deutscher Sprache vorzunehmen. Diese 
Mindestanforderungen an die Leistungserbringung sind verbindlich und nicht verhandelbar. 
Von ihnen darf der Bieter weder im indikativen Erstangebot noch in etwaigen Folgeangeboten 
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oder im endgültigen Angebot abweichen. Eine Abweichung führt zwingend zum Ausschluss 
des Angebots. Endgültige Angebote dürfen überhaupt nicht von den Vergabeunterlagen 
abweichen.
E-arveldamine: Nõutav
Kasutatakse elektroonilisi tellimusi: jah
Kasutatakse elektroonilisi makseid: jah

5.1.15.  Vahendid
Raamleping: 
Ei kohaldata raamlepingut
Teave dünaamilise hankesüsteemi kohta: 
Ei kohaldata dünaamilist hankesüsteemi

5.1.16.  Lisateave, lepitus ja vaidlustus
Vaidlustusorgan: Vergabekammer Baden Württemberg
Teave vaidlustamise tähtaegade kohta: Gemäß § 160 Abs. 3 Satz 1 GWB ist ein 
Nachprüfungsantrag unzulässig, soweit - der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß 
gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber 
dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf 
der Frist nach § 134 Abs. 2 GWB bleibt unberührt; - Verstöße gegen Vergabevorschriften, die 
aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden; - Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den 
Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung 
oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden; - mehr als 15 
Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 
wollen, vergangen sind. § 160 Abs. 3 Satz 1 GWB gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung 
der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Abs. 1 Nr. 2 GWB. § 134 Abs. 1 Satz 2 GWB 
bleibt unberührt. Gemäß § 134 Abs. 1 GWB haben öffentliche Auftraggeber die Bieter, deren 
Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, über den Namen des Unternehmens, dessen 
Angebot angenommen werden soll, über die Gründe der vorgesehenen Nichtberücksichtigung 
ihres Angebots und über den frühesten Zeitpunkt des Vertragsschlusses unverzüglich in 
Textform zu informieren. Dies gilt auch für Bewerber, denen keine Information über die 
Ablehnung ihrer Bewerbung zur Verfügung gestellt wurde, bevor die Mitteilung über die 
Zuschlagsentscheidung an die betroffenen Bieter ergangen ist. Gemäß § 134 Abs. 2 GWB 
darf ein Vertrag erst zehn (10) Kalendertage nach Absendung (per Telefax, E-Mail oder 
elektronisch über die E-Vergabeplattform) der Information nach 134 Abs. 1 GWB geschlossen 
werden. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information durch den 
Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und Bewerber kommt es 
nicht an. Gemäß § 135 Abs. 1 GWB ist ein öffentlicher Auftrag von Anfang an unwirksam, 
wenn der öffentliche Auftraggeber 1. gegen § 134 GWB verstoßen hat; oder 2.den Auftrag 
ohne vorherige Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes gestattet ist, und dieser Verstoß in einem 
Nachprüfungsverfahren festgestellt worden ist. Gemäß § 135 Abs. 2 GWB kann die 
Unwirksamkeit nach § 135 Abs. 1 GWB nur festgestellt werden, wenn sie im 
Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen 
Bieter und Bewerber durch den öffentlichen Auftraggeber über den Abschluss des Vertrags, 
jedoch nicht später als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Hat 
der Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht, 
endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach 
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Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen 
Union.
Organisatsioon, mis annab lisateavet hankemenetluse kohta: Gemeinde Achberg
Organisatsioon, millele laekuvad osalemistaotlused: Gemeinde Achberg

8. Organisatsioonid

8.1.  ORG-0001
Ametlik nimi: Gemeinde Achberg
Registreerimisnumber: 08436001-A9434-75
Postiaadress: Kirchstraße 9
Linn: Achberg
Sihtnumber: 88147
Riik – jaotus (NUTS): Ravensburg (DE148)
Riik: Saksamaa
E-posti aadress: info@achberg.de
Telefon: +49 8380 98141-0
Faks: +49 8380 98141-19
Internetiaadress: https://www.achberg.de/willkommen
Selle organisatsiooni rollid: 
Hankija
Organisatsioon, mis annab lisateavet hankemenetluse kohta
Organisatsioon, millele laekuvad osalemistaotlused

8.1.  ORG-0002
Ametlik nimi: Vergabekammer Baden Württemberg
Registreerimisnumber: 08-A9866-40
Postiaadress: Kapellenstraße 17
Linn: Karlsruhe
Sihtnumber: 76131
Riik – jaotus (NUTS): Karlsruhe, Stadtkreis (DE122)
Riik: Saksamaa
E-posti aadress: vergabekammer@rpk.bwl.de
Telefon: +49 721926-8730
Faks: +49 721926-3985
Internetiaadress: https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/abt1/ref15/
Selle organisatsiooni rollid: 
Vaidlustusorgan

8.1.  ORG-0003
Ametlik nimi: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Registreerimisnumber: 0204:994-DOEVD-83
Linn: Bonn
Sihtnumber: 53119
Riik – jaotus (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Riik: Saksamaa
E-posti aadress: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Selle organisatsiooni rollid: 

mailto:info@achberg.de
https://www.achberg.de/willkommen
mailto:vergabekammer@rpk.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/abt1/ref15/
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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TED eSender

Teave teate kohta

Teate tunnus/versioon: dabc110a-1582-4a8f-b4a1-d5bc58e580e7  -  01
Vormi liik: Hange
Teate liik: Hanketeade või kontsessiooniteade – üldkord
Teate alaliik: 16
Teate saatmise kuupäev: 22/06/2026 14:18:53 (UTC+02:00) Ida-Euroopa aeg, Kesk-Euroopa 
suveaeg
Keeled, milles käesolev teade on ametlikult kättesaadav: saksa keel
Teate avaldamise number: 430712-2026
ELT S väljaande number: 119/2026
Avaldamise kuupäev: 24/06/2026
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